
In Europa sind die Salvinis, Orbans & Co
auf dem Vormarsch – da wird die Luft für

Menschenwürde, Respekt, Demokratie und
Arbeiterrechte erschreckend dünn. In
Deutschland haben die letzten Wahlen einen
großen tiefblauen Fleck im Osten der Repu-
blik offengelegt. Aber das ist noch lange kein
Grund, die Flinte ins Korn zu werfen.

Es gibt auch gute Nachrichten. Nicht nur,
weil sich im Westen der Republik gezeigt hat,
dass gerade die Jugend sich für Klima und
Menschenwürde mit Nachdruck engagiert
und ihnen die »Angst vor Umvolkung« offen-
sichtlich komplett an der Schulter vorbeigeht,
sondern auch, weil die Vielfalt im Osten kei-
neswegs tot ist. Aber dort stehen die auf der
hellen Seite der Macht unter großem Druck
und haben arg zu kämpfen. Das bedarf breiter
Bündnisse aller demokratisch gesinnten Men-
schen und einer lebendigen Demokratie.
Falsch wäre es, wie das Kaninchen auf die
Schlange zu starren und alle politischen Ak-
tivitäten auf die AfD und ihre Themen zu fo-
kussieren. Lebendige Demokratie braucht
Auseinandersetzung, Streit und am Ende
auch Kompromisse um das Klima, um Ar-
beitnehmerrechte, fahrradfreundliche Städte
und und und.

Wer einmal auf einer Maikundgebung der
Gewerkschaften war, weiß, dass die Wahr-
scheinlichkeit, dort die FDP anzutreffen, ge-
gen Null geht. Am 1. Mai geht es um die
Rechte von Beschäftigten und Arbeitslosen

und die neoliberale Partei ist bestenfalls für
bissige Polemik gut. 

Ganz anders, als ich am 1. Mai dieses Jahres
nach Chemnitz kam. Dort war die AfD am
Rathaus direkt neben der Kundgebung des
DGB aufmarschiert. Wieder eine gute Nach-
richt: Wir waren viel mehr und hatten viel
bessere Laune. Schließlich war es unser Tag,
nicht ihrer. Bemerkenswert, wer bei dem sehr
breiten und bunten Bündnis der Demonstra-
tion alles dabei war: Zum Beispiel Menschen
in unglaublich auffälligen knallrosa Sweat-
shirts, von denen einer auch eine engagierte
Rede hielt. Die Chemnitzer FDP. 

Wir brauchen breite Bündnisse

In der politisch-demokratischen Auseinan-
dersetzung könnten unsere Meinungen kaum
weiter auseinanderliegen. Hat die FDP mit
Arbeitnehmerrechten doch gar nichts am
Hut, will das Arbeitszeitgesetz schleifen,
mehr Steueroasen für die Reichen und Um-
verteilung von unten nach oben. Kurz: Sie
steht eher auf der Seite der Raubritter des
Kapitals. Zu sehen, wie sie sich an diesem Tag
in Chemnitz untergehakt haben mit Gewerk-
schafterInnen, SchülerInnen, Klimaschüt-
zern, Antifas, Grünen, Linken, Sozialdemo-
kraten und vielen anderen, um der AfD, Pro
Chemnitz und extremen Rechten nicht den
Platz in der Mitte der Stadt und der Gesell-
schaft zu überlassen, das hat mich gefreut.

Wir brauchen so breite Bündnisse
– und viel mehr alltägliche Einmi-
schung vor Ort, eine lebendige Zi-
vilgesellschaft, wo nicht nur die Ju-
gend auch »Scheiß-Kapitalismus«
sagen kann, Initiativen und Treff-
punkte, die auch dann noch geför-
dert werden, wenn sie selbst orga-
nisiert und auch mal kratzbürstig
sind und nicht den Honoratioren
nach dem Mund reden. Das zu un-
terstützen müssen solche Bündnis-
se aushalten, können sie auch. 

Aushalten müssen sie auch, dass
der Streit in der Sache miteinander
weitergeht – über soziale Gerech-
tigkeit, Zugang zu Bildung und
Gesundheit für alle, öffentliche
Daseinsvorsorge statt private Pro-
fite und und und. Themen, in de-
nen ich mit der FDP wohl kaum
einig werde, in denen wir aber
dringend gute Antworten und
praktische Problemlösungen brau-
chen. Und natürlich heißt lebendi-
ge Demokratie auch mehr Bürger-

beteiligung und eine Politik, die nicht in Ver-
waltungsmentalität verharrt. Zur Not kann
diese Beteiligung auch erzwungen werden.
Die Jugendlichen von »Fridays for Future«
machen gerade vor, wie das gehen kann. Wir
müssen die wirklich wichtigen Themen vor-
anbringen, statt der AfD die Setzung von
Themen, Tonlage und Verhetzung zu über-
lassen oder sich gar von ihr durch die politi-
sche Arena treiben zu lassen. 

Kein unabwendbares Naturereignis

Ja, die Demokratie ist in Gefahr, aber noch lan-
ge nicht am Ende – es ist kein unabwendbares
Naturereignis, dass das Koordinatenkreuz in
dieser Republik und in Europa immer weiter
nach rechts verschoben wird, dagegen kann
und muss man antreten. Sich unterhaken auch
mit knallrosa Sweatshirts, klare Haltung für
Menschenwürde und Respekt zeigen und die-
jenigen unterstützen, die das auch unter gro-
ßem Druck mit bewundernswert geradem
Kreuz tun. Carola Rackete zum Beispiel, aber
auch all die im Osten der Republik, die auf der
hellen Seite der Macht kämpfen. Die brauchen
unsere Aufmerksamkeit und unsere Unter-
stützung. Sollte gerade uns doch nicht so
schwerfallen, als »Ost-Westfalen«.

Annelie Buntenbach ist stellvertretende
DGB-Bundesvorsitzende, sie lebt in Bielefeld.

Die helle Seite
Extreme Rechte bedrohen die Demokratie. Aber der Kampf ist noch nicht verloren. 
Im Gegenteil, meint Annelie Buntenbach
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70 Jahre Grundgesetz.
60 Jahre Sieg der kuba-
nischen Revolution. 50
Jahre Woodstock. 40
Jahre Sieg der irani-
schen Revolution. 30
Jahre Mauerfall. 20 Jah-
re Kriegseinsatz der
Bundeswehr. 10 Jahre Charta der Grund-
rechte der Europäischen Union. Erinnern
ist wichtig. Feiern geht immer. 

In Bielefeld 2019 das »Jahr der Demo-
kratie«. Feierte Leipzig im letzten Jahr. War-
um auch nicht.

Da will die ›Viertel‹ nicht abseits stehen.
Alle Themen dieser Ausgabe nehmen de-
mokratische Prozesse in den Blick, die oft
gar nicht als solche erkannt werden. Bür-
gerbeteiligung und Schüler*innenparla-
ment, Demokratiedefizit, -verlust, -ge-
schichte. Blättern Sie sich durch, dann fin-
det sich noch viel mehr. Und bringt Sie
vielleicht auf demokratische Gedanken.

Ein Jahr Schulstreik. Mittlerweile welt-
weit. Das einjährige Jubiläum einer Bewe-
gung, die auch die demokratischen Ver-
sprechen des Grundgesetzes ernst nimmt
und einfordert. Um die Welt zu retten. Kein
geringer Anspruch, angesichts von über-
mächtigem Lobbyismus, Politikversagen,
Demokratiemüdigkeit, kollektivem Weg-
ducken und Konsumreligion. 

Und was können wir machen? Bleiben
wir aufmerksam? Engagieren wir uns? Fra-
gen wir nach? Kritisieren wir? Reicht das?

Am besten wir fangen einfach an, dann
lassen sich diese Fragen vielleicht beant-
worten. Wir leben in interessanten Zeiten.
Bleiben Sie demokratisch.

Für die Redaktion,
Matthias Harre

8 vorlaut

8 wörter davor

Die  ›Viertel‹ wird vom Land NRW nicht
gefördert. Ein Antrag auf Unterstützung für
Druckkosten und Infrastruktur-Update zur
Sonderausgabe zum ›Jahr der Demokra-
tie‹ per »Heimat-Scheck« wird abgelehnt.
Die Stadtteilzeitung habe »keinen Heimat-
bezug im Sinne der Richtlinie«. Zudem sei
bei Unterstützung das »Gebot der Staats-
ferne« gefährdet. Findet die ablehnende
Bezirksregierung und zitiert dafür das
Grundgesetz, Artikel 5. 

Finden wir gut. Bestätigt unsere Vorur-
teile. Und unsere Unabhängigkeit. Danke!

Nein? Danke!

8 Info8


